Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Verkehrssicherheit im Straßenverkehr 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. den Maßnahmenkatalog des Verkehrssicherheitsprogramms 
der Bundesregierung im Rahmen eines zusätzlichen Berichts 
(Ergänzungsbericht) bis zum 31. Mai 1974 in einen konkre- 
ten Zeitplan für die Jahre 1974 bis 1980 einzugliedern; 

2. im Ergänzungsbericht 

— auszuweisen, welche finanziellen Belastungen sich durch 
die vorgeschlagenen Maßnahmen für Bund, Länder und 
Gemeinden, für die Autofahrer und für die Wirtschaft 
ergeben; 

— konkrete Aussagen darüber zu machen, wie bei der Viel- 
schichtigkeit des Maßnahmenkatalogs, der alle staat- 
lichen Ebenen, europäischen Instanzen und privaten In- 
stitutionen betrifft, der Deutsche Verkehrssicherheitsrat 
die ihm zugedachte Koordinierungsaufgabe erfüllen kann; 

— die Zusammenhänge darzulegen, die sich aus den von 
der Bundesregierung geplanten stark reduzierten Straßen- 
bauleistungen einerseits und aus den notwendigen Be- 
langen der Verkehrssicherheit sowie aus der Erhaltung 
der freien Wahl des Verkehrsmittels andererseits erge- 
ben; 

— den Bundestag zu unterrichten, in welcher Weise eine 
Erfolgskontrolle der nunmehr in einem Zeitplan einge- 
fügten Maßnahmen zur Verkehrssicherheit erfolgen und 
eine periodische Fortschreibung des Programms ermög- 
licht werden soll; 

— unter anderem zu überprüfen, ob 
• eine generelle Anschnallpflicht auf Vordersitzen in 
Pkw's nicht erst dann gesetzlich vorgeschrieben wer- 
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den kann, wenn in allen Pkw's Sicherheitsgurte ange- 
bracht sein müssen; 

• aufwendige Aufklärungsaktionen hinsichtlich der An- 
legung von Sicherheitsgurten notwendig sind, wenn 
eine gesetzliche Anschnallpflicht geplant ist; 

• das Mitfahren von Kindern auf den Vordersitzen 
allenfalls dann erlaubt werden soll, wenn diese ord- 
nungsgemäß angeschnallt sind; 

• der geplante Sehtest für Autofahrer über 60 Jahre 
nicht diskriminierenden Charakter hat und insoweit 
abgeändert werden sollte, daß mit Zeitabständen, die 
sich mit zunehmendem Alter des Autofahrers verrin- 
gern, ein obligatorischer Sehtest für alle Autofahrer 
eingeführt werden sollte; 

3. den Deutschen Verkehrssicherheitsrat zu beauftragen, Ver- 
handlungen mit Presse, Rundfunk und Fernsehen mit dem 
Ziel aufzunehmen, ein Konzept konkreter Verkehrssicher- 
heitsaktionen der Massenmedien auszuarbeiten. 


Bonn, den 16. Januar 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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